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Leitsätze des Urteils 

1. Beamte — Klage — Vorherige Verwaltungsbeschwerde — Gegenstand — Übereinstimmung 
von Beschwerde und Klage — Prüfung einer Frage zwingenden Rechts von Amts wegen — 
In der Beschwerde nicht enthaltener Klagegrund — Zulässigkeitsvoraussetzungen 
(Beamtenstatut, Artikel 90 und 91; Verfahrensordnung, Artikel 92 § 2) 

2. Beamte — Einstellung — Sonderregelung für die in Übersee tätigen Bediensteten der Euro­
päischen Gesellschaft für Zusammenarbeit 
(Beamtenstatut, Artikel 31 und 32; Verordnung Nr. 3018/87 des Rates, Artikel 3) 

1. Die Zulässigkeitsfrage nach der Überein­
stimmung von vorheriger Verwaltungsbe­
schwerde und Klage ist eine Frage zwin­
genden Rechts, da sie sich auf die Ord­
nungsgemäßheit des Verwaltungsverfah­
rens bezieht, die ein wesentliches Form­
erfordernis darstellt. Die Prüfung dieser 
Frage von Amts wegen rechtfertigt sich 
insbesondere aus dem Zweck des Ver­
waltungsverfahrens selbst, der darin be­
steht, eine einverständliche Beilegung des 
zwischen den Beamten oder sonstigen 
Bediensteten und der Verwaltung ent­
standenen Streits zu ermöglichen. 

Deshalb muß ein Klagegrund als unzu­
lässig zurückgewiesen werden, der nicht 

in der Beschwerde, sondern zum ersten 
Mal im Laufe des schriftlichen Verfah­
rens vor dem Gericht vorgetragen wor­
den ist, wenn der Klagegrund in der 
Verwaltungsbeschwerde nicht nur nicht 
erwähnt wird, sondern die Beschwerde 
auch nichts enthält, woraus das beklagte 
Organ hätte entnehmen können, daß der 
Kläger diesen Klagegrund geltend ma­
chen wollte. 

2. Wenn die Anstellungsbehörde die Ernen­
nung eines Beamten auf der Grundlage 
der allgemeinen Einstellungsbedingungen 
des Beamtenstatuts vornimmt, können 
die maßgebenden Einstufungskriterien im 
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Rahmen der Artikel 31 und 32 des Sta­
tuts angewendet werden. 

Ist dagegen ein Beamter gemäß der Ver­
ordnung Nr. 3018/87 über vorüberge­
hende Sondermaßnahmen für die Einstel­
lung der in Übersee tätigen Bediensteten 
der Europäischen Gesellschaft für Zu­
sammenarbeit als Beamte der Europäi­
schen Gemeinschaften eingestellt wor­
den, so ist seine Einstufung in der Ernen­

nungsurkunde ordnungsgemäß, wenn sie 
gemäß dem in Artikel 3 dieser Verord­
nung erwähnten abweichenden und auto­
matischen Kriterium erfolgt ist, das auf 
das Niveau des vorher bei der Europäi­
schen Gesellschaft für Zusammenarbeit 
bezogenen Gehalts abstellt, und dessen 
Anwendung somit jegliche Berücksichti­
gung der Einstufungskriterien der allge­
meinen Einstellungsbedingungen aus­
schließt. 

URTEIL DES GERICHTS (Dritte Kammer) 
29. März 1990 * 

In der Rechtssache T-57/89 

Nikolas Alexandrakis, Beamter der Kommission der Europäischen Gemeinschaf­
ten, wohnhaft in Suva (Fidji), Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Edmond Le­
brun, Brüssel, Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt Tony Biever, 83, boule­
vard Grande-Duchesse-Charlotte, Luxemburg, 

Kläger, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Sean van Raepen-
busch, Juristischer Dienst, als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: 
Georgios Kremlis, Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

wegen teilweiser Aufhebung der Verfügung der Kommission vom 12. Februar 
1988, mit der der Kläger zum Beamten ernannt worden ist, soweit damit seine 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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